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HENRY SCHEIN
WEIHNACHTSBONUS:

Gültig von 29.11. bis 23.12.2021

Jetzt bis zu 500 € auf Verbrauchsmaterialien* sparen!* sparen!*

Pünktlich zur schönsten Zeit des Jahres hat Hen-
ry Schein ein ganz besonderes Special für Sie: Mit 
unserem Weihnachtsbonus können Sie bis 23. 
Dezember bis zu 500 € auf Verbrauchsmateria-
lien sparen! Und zusätzliche 2% Rabatt erhalten 
Sie bei Bestellungen über unseren Online Shop.

Damit Sie die Weihnachtszeit möglichst stressfrei ge-
nießen können, ist unser Weihnachtsbonus bis einen 
Tag vor Weihnachten gültig.  Alle Bonusstaffeln für 
Ihre nächste Bestellung finden Sie unten angeführt. 
Wir wünschen viel Freude beim Einkaufen und eine 
besinnliche Vorweihnachtszeit!

WIR ARBEITEN AM LÄCHELN ÖSTERREICHS

WEIHNACHTSBONUS  VERBRAUCHSMATERIALIEN

Bestellservicenummer: 05 9992 2222      material@henryschein.at

75 € Weihnachtsbonus
ab 2.000 € Netto-Auftragswert

150 € Weihnachtsbonus
ab 3.000 € Netto-Auftragswert

300 € Weihnachtsbonus
ab 5.000 € Netto-Auftragswert

500 € Weihnachtsbonus
ab 7.500 € Netto-Auftragswert

Alle Preise in Euro zzgl. Mwst., Satz-, Druckfehler und Irrtümer vorbehalten. Preisgültigkeit vorbehaltlich Herstellerpreisänderungen (Pandemie, Kriege, Naturkatastrophen und höhere Gewalt). Es gelten die Allgemeinen Liefer-
bedingungen und Datenschutzrichtlinien. *Ausgenommen Zähne, Ersatzteile, Edelmetalle.

ANZEIGE

WIEN – Die Coronapandemie hat das Leben der 
Österreicher verändert. Vor allem die jüngere Be­
völkerungsschicht sieht ihre beruflichen Zukunfts­
chancen durch die Einschränkung der Bewegungs­
freiheit gemindert. Eine „Rückkehr zur Normali­
tät“ kann sich mittlerweile jeder fünfte Österrei­
cher nicht mehr vorstellen, ergab eine Umfrage der 
Integral-Marktforschung unter 1.000 Teilnehmern 
im Alter von 16 bis 69 Jahren.

Zukunftschancen beeinträchtigt
Nahezu zwei Drittel der befragten Jugend­

lichen zwischen 16 und 22 Jahren gab an, durch die 
Coronakrise einen finanziellen Schaden erlitten zu 
haben, 49 Prozent sahen ihre beruflichen Zukunfts­
chancen beeinträchtigt. „Die Gruppe, die sich am 
wenigsten durch das Virus bedroht fühlt, gibt damit 
an, den größten finanziellen Schaden davongetra­
gen zu haben“, analysierte Bertram Barth, Studien­
leiter der Integral-Marktforschung, das Ergebnis 
der Befragung. Denn auf die Frage „Wie ernst muss 
man die Bedrohung durch das Coronavirus neh­
men?“, antworteten lediglich 25  Prozent der Jün­
geren mit „sehr“ – 34 Prozent waren es im Schnitt 
über alle Altersgruppen verteilt.

Ausbruch weiterer Pandemien vorstellbar
Und auch beim Blick in die Zukunft zeigten 

sich Herr und Frau Österreicher eher pessimistisch: 
Fast jeder Fünfte glaubt laut Umfrage gar nicht 
mehr an eine „Rückkehr zur Normalität“. 42 Pro­
zent halten einen Wegfall jeglicher Corona-Ein­
schränkungen für das Jahr „2023 oder später“ für 
möglich. Außerdem hält rund die Hälfte der Be­
fragten den Ausbruch einer weiteren, neuen Pan­
demie für wahrscheinlich.

Unzufriedenheit nimmt zu
Mit Fortdauer der Coronakrise nahm laut Um­

frage auch die Zufriedenheit mit den von der Re­
gierung gesetzten Maßnahmen ab. Bewerteten im 
März 2020 noch 46 Prozent die Arbeit der Regie­
rung mit einem „Sehr gut“, waren es im Septem­
ber 2021 nur noch sieben Prozent.

„Erstaunlich hoch ist auch der aktuelle Wert 
jener, die sich explizit unzufrieden mit den Maß­
nahmen zeigen. Binnen eines Jahres hat sich dieser 
Wert nahezu verdoppelt“, sagte Barth. Dabei sei 
eine paradoxe Entwicklung zu bemerken: „75 Pro­
zent gaben an, ein starker Staat sei notwendig, 
gleichzeitig fürchten aber 60  Prozent, dass der 

Staat seine Rechte missbraucht.“ Rund die Hälfte 
der Befragten gab einen Vertrauensverlust in den 
Staat und seine Institutionen an.

Digitalisierungsschub
Positive Auswirkungen hatte die Krise, we­

nigstens in Teilaspekten, im Bereich der Digitalisie­
rung: Getrieben durch die Krise erhöhte sich bei 
älteren Menschen die Nutzung neuer Technolo­
gien. „Die Selbstverständlichkeit, im Homeoffice 
zu arbeiten, online einzukaufen und die Kommuni­

kation mit Familie und Freunden hat sich erhöht“, 
sagte Barth. Gleichzeitig würde die Vorstellung, 
„alles über das Internet machen zu müssen“, bei 
der Hälfte der Bevölkerung Angst auslösen –  
besonders bei Jüngeren. „Fast zwei Drittel der  
16- bis 22-Jährigen haben diesbezüglich Sorge. 
Weil sie durch Homeschooling und geschlossene 
Unis die von Einschränkungen am stärksten be­
troffene Generation waren.“ 

Quelle: www.medinlive.at

Düstere Aussichten
Österreicher sehen „Rückkehr zu Normalität“ in weiter Ferne.

WIEN – Die Bekämpfung der Coronapandemie hat in diesem Jahr bisher 539 Mio. 
Euro gekostet. Das geht aus dem Bericht zum COVID-19-Transparenzgesetz hervor, 
der am 28. Oktober im Gesundheitsausschuss des Nationalrats behandelt wurde. 
Der Kostenanteil für Impfstoffe war bis Ende August mit 153,44 Mio. Euro demnach 
niedriger als jener für die gratis in Apotheken erhältlichen Antigen-Selbsttests, die 
bisher 187,67 Mio. Euro ausmachten.

Finanziert wurden vom Bund auch die Kostenersatzleistungen für die Bundes­
länder und die Gesundheitsagentur AGES sowie die Umsetzung der Plattform  
„Österreich testet“, des E-Impfpasses sowie des Grünen Passes. Die Kosten für die 
Coronaimpfstoffe beliefen sich ebenfalls bis August 2021 auf 153,44 Mio. Euro. 
Zusätzlich wurden für Impflogistik und Zubehör 14,5 Mio. Euro ausgegeben.

Über 70 Mio. Impfdosen
Laut dem Bericht werden voraussichtlich bis einschließlich 2023 rund 70,5 Mio. 

COVID-19-Impfdosen an Österreich geliefert. Derzeit seien rund 5,3 Millionen 
Dosen hierzulande gelagert, berichtete Gesundheitsminister Wolfgang Mückstein 
laut Parlamentskorrespondenz im Ausschuss. Verschenkt wurden Impfdosen bisher 
an die Ukraine (250.000), den Libanon (100.000), Bosnien und Herzegowina 
(500.000) und Tunesien (50.000).

Im Zusammenhang mit dem COVID-19-Zweckzuschussgesetz weist der Bericht 
mit August 2021 151,62 Mio. Euro an Ausgaben etwa für Schutzausrüstungen, Per­
sonal (Hotline 1450, Impfaktionen, Testungen) oder für Ersatzspitäler aus. Zusätz­
lich 20 Mio. Euro aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds wurden in diesem 
Jahr zur Armutsbekämpfung während der Pandemie zur Verfügung gestellt. Dieser 
Betrag wurde bereits im Jänner 2021 an die Länder überwiesen. 

Quelle: www.medinlive.at

Die Pandemiebekämpfung 
hat ihren Preis 
Im Jahr 2021 wurden bisher 539 Mio. Euro ausgegeben.
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